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Drucksache 3273 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. März 1957 

6 — 65304 — 1193/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) die 


Dreizehnte Verordnung über Zolltarifänderun- 
gen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 


vom 23. Februar 1957 erlassen. Die Verordnung ist am 28. Februar 
1957 im Bundesgesetzblatt I S. 159 verkündet worden und mit 
Wirkung vom 1. März 1957 in Kraft getreten. 

Anbei übersende Ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezelchneten Gesetzes 
einen auf der Ermächtigung dieses Gesetzes beruhenden Verord- 
nungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte um verfahrens- 
mäßige Behandlung nach § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527). 

Federführend Ist der Bundesminister der Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe Ich gleichzeitig dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

pr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf einer Dreizehnten Verordnung 

Über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marlctes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Ge- 
setzes zur Änderung des Zolltarifs (Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 728) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 


nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 

§ 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 527) in der zur Zeit geltenden Fassung 
wird mit Wirkung vom 1. Januar 1957 bis 
auf weiteres wie folgt geändert: 


Die Allgemeine Anmerkung 6 zu Kapitel 
73 (Eisen und Stahl) erhält folgende Fassung: 

6. A n m e r k u n g zu den Nrn. 73 13 
u n d 73 15. 

Die ermäßigten Zollsätze von 4 Vo des 
Wertes für Waren Im Rahmen von Zoll- 
kontingenten gelten 

a - für Elektrobleche der Nr. 73 13 Abs. 

A - 2 (erster Unterabsatz) und der Nr. 

73 15 Abs. B - 6 - a - 2 für eine Gesamt- 
menge von 4000 t je Halbjahr, 

b - für Waren aus legiertem Stahl mit 
einem Gehalt an Kohlenstoff von ge- 
wichtsmäßig 0,90 ®/o bis 1,15 Vo, an 
Chrom von gewichtsmäßig 0,50 Vo bis 
2 Vo, auch mit einem Gehalt an Mo- 
lybdän von gewichtsmäßig 0,50 ®/o oder 
weniger (Wälzlagerstahl) der Nr. 73 15 
Abs. B-l-b-l-a und b, Abs. B-1- 
b - 2 - a und b, Abs. B - 4 - b - 1 (zwei- 
ter Unterabsatz), 2 (zweiter Unterab- 
satz) und 3 (zweiter Unterabsatz) und 
Abs. B - 5 - a (dritter Unterabsatz) für 
eine Gesamtmenge von 4000 t je Halb- 
jahr. 

Die Abfertigung Ist nur bei den vom 
Bundesminister der Finanzen zu be- 
stimmenden Zollstellen zulässig. 
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§ 2 


Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
erläßt der Bundesminister der Finanzen. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nadh § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit 
§ 2 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 728) auch im Land Ber- 
lin. 


§ 4 


Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 


§ 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ih- 
rer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Dreizehnte Verordnung über Zolltarif- 
änderungen zur Durchführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl vom 28. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 159) außer Kraft. 
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Begründung 


I. 

Aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes für Edelstahl wurden mit Wirkung 
vom 1. August 1954 die Zollsätze für Elek- 
troblech und Wälzlagerstahl im Rahmen von 
Zollkontingenten auf 4 ®/o des Wertes ermä- 
ßigt. Die Geltungsdauer der ermäßigten Zoll- 
sätze ist am 31. Dezember 1956 abgelaufen. 

Die Zollkontingente bestehen für 

1 . Elektroblech mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von mehr als 0,75 Watt, je- 
doch nicht mehr als 2,3 Watt je kg. 

Das Kontingent wurde für folgende Men- 
gen gewährt: 

Für die Zeit vom 1. August bis 31. Dezem- 
ber 1956 4 300 t, 

für das 1. und 2. Halbjahr 1955 je 5 000 t, 

für das 1. und 2. Halbjahr 1956 je 4 000 t. 

2. Wälzlagerstahl. 

Das Kontingent wurde für folgende Men- 
gen gewährt: 

Für die Zeit vom 1. August bis 31. Dezem- 
ber 1956 3 600 t, 

für das 1. und 2. Halbjahr 1955 je 3 500 t, 

für das 1. Halbjahr 1956 . . 3 500 t, 

für das 2. Halbjahr 1956 . . 4 000 t. 


II. 

Der Koordinierungsausschuß des Ministerra- 
tes in Luxemburg hat am 29. Oktober 1956 
der Bundesrepublik Deutschland entsprechend 
der Bedarfslage für die Zeit vom 1. Januar 
1957 bis 30. Juni 1957 die Einrichtung von 
neuen Zollkontingenten zu den ermäßigten 
Zollsätzen von 4 Vo des Wertes bewilligt, und 
zwar für 

4 000 t Elektroblech und für 

4 000 t Wälzlagerstahl. 

Die vorliegende Verordnung verwirklicht die 
angeführten Bewilligungen des Koordinie- 
rungsausschusses für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

III. 

Der Koordinierungsausschuß des Ministerra- 
tes in Luxemburg hat sich nicht entschließen 
können, einem Ansuchen der Bundesrepublik 
Deutschland zu entsprechen und die Einrich- 
tung von Zollkontingenten aus gesetzestech- 
nischen und verwaltungswirtschaftlichen 
Gründen künftig für ein ganzes Jahr im vor- 
aus zu bewilligen. Er hat jedoch anhelmge- 
stellt, die Zollkontingente für einen längeren 
Zeitraum als ein halbes Jahr einzuführen und 
ihre Abänderung vorzubehalten, wenn die 
halbjährliche Überprüfung dies erforderlich 
macht. 

Die Verordnung trägt dieser Anregung des 
Koordinierungsausschusses Rechnung. 
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